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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Weil der Nationalrat auf Eintreten auf die Umsetzung der parlamentarischen Initiative
von Edith Graf-Litscher (sp, TG) zur Änderung des Öffentlichkeitsgesetzes beharrt
hatte, musste der Ständerat ein zweites Mal darüber debattieren, ob er das Geschäft
detailliert behandeln will oder nicht. Das «Wohl des Landes» stehe und falle nicht mit
dieser Vorlage, beschrieb Andrea Caroni (fdp, AR) die Initiative, bei der es eigentlich
lediglich darum ging, ob die Einsicht amtlicher Dokumente gänzlich gebührenfrei
werden soll oder ob an der aktuellen Regel festgehalten werden soll, die Gebühren als
Regelfall vorsieht. Da die Gebühren in der Praxis in 97 Prozent aller Fälle erlassen
würden, könnte man dies eigentlich auch ins Gesetz übernehmen, argumentierte eine
starke Minderheit der SPK-SR, die Eintreten und damit Zustimmung zum Beschluss des
Nationalrats empfahl. Es gehe darum, das Verursacherprinzip hochzuhalten,
begründete hingegen Heidi Z'graggen (mitte, UR) als Kommissionssprecherin die
Empfehlung der Kommissionsmehrheit für Festhalten am ursprünglichen Entscheid und
somit für Nichteintreten. Wenn bei einer Einsicht hohe Kosten entstünden, dann sollen
diese nicht die Allgemeinheit, sondern die Gesuchsstellenden bezahlen müssen. Es
müsste gar ein Anstieg von Gesuchen befürchtet werden, wenn diese gänzlich
kostenfrei würden. Man könne in der Detailberatung ja immer noch Details regeln –
etwa eine Obergrenze von CHF 2'000 bei aufwändigen Gesuchen (Lisa Mazzone, gp, GE)
oder die Information, dass Gebühren anfallen könnten (Andrea Caroni, fdp, AR) –
entgegneten die Sprechenden für die Minderheit. Justizministerin Karin Keller-Sutter,
die noch einmal die positive Haltung des Bundesrates zu einem gebührenfreien
Öffentlichkeitsprinzip deutlich machte, verwies schliesslich auch auf die
Vernehmlassung, die gezeigt habe, dass eine Mehrheit der Kantone die Vorlage
befürwortete. Die kleine Kammer liess sich in der Folge umstimmen. Mit 25 zu 18
Stimmen folgte sie dem Minderheitsantrag und beschloss Eintreten. Damit geht die
Vorlage zur Detailberatung an die Kommissionen zurück. 1
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Parlamentsorganisation

In der Sommersession 2022 beriet der Ständerat die Vorlage für die Schaffung einer
ausserordentlichen Aufsichtsdelegation (AoDel). Wenn die Kantonsvertreterinnen und
-vertreter der Mehrheit ihrer GPK-SR folgten und der nationalrätlichen Version
zustimmten, dann könne die «lange Geschichte» der parlamentarischen Initiative von
Rudolf Joder (svp, BE) beendet werden, versuchte Matthias Michel (fdp, ZG) als
Sprecher der Kommissionsmehrheit deren Antrag schmackhaft zu machen. Konkret
gehe es darum, dass die vier Aufsichtskommissionen (die GPK und die FK beider Räte)
eine Subkommission bzw. eben eine AoDel einsetzen könnten. Zwischen National- und
Ständerat umstritten sei, welche Rechte dieses Gremium haben solle. Der vorliegende
Kommissionsvorschlag, der dem Entscheid des Nationalrats entspreche, sehe
erweiterte Informationsrechte vor (Einsicht von Bundesratsprotokollen, Zugang zu als
geheim deklarierten Dokumenten, Einvernahme von Zeuginnen und Zeugen), die
allerdings nur gewährt würden, wenn ein Bedarf dafür ausgewiesen werden könne. Die
Schaffung einer ausserordentlichen Delegation müsste die Zustimmung aller vier
Aufsichtskommissionen haben und sich aus einem Teil derer Mitglieder rekrutieren. Der
Ausweis des Bedarfs an zusätzlichen Informationsrechten müsste ebenfalls von den vier
Aufsichtskommissionen gutgeheissen werden. Der Vorteil einer solchen Subkommission
gegenüber einer PUK, die in ausserordentlichen Situationen ebenfalls eingesetzt
werden könne, sei, dass die Subkommission schneller einsetzbar und «weniger politisch
geprägt» sei als eine PUK, so der Kommissionssprecher. Hans Stöckli (sp, BE) und Heidi
Z'graggen (mitte, UR) ergänzten, dass die letzten Jahre eben gezeigt hätten, dass eine
PUK nicht mehr so einfach eingesetzt werden könne, weil sie «sehr stark verpolitisiert»
sei.
Eine von Daniel Fässler (mitte, AI) angeführte Minderheit plädierte hingegen dafür, den
Status Quo – die Möglichkeit, eine Subkommission einzusetzen, ohne dieser allerdings
erweiterte Informationsrechte zu gewähren – im Gesetz zu verankern. Der Ständerat
habe sich bereits in der ersten Behandlungsrunde entschieden, dass es kein neues
Gremium brauche, das bewährte Instrumente wie die Aufsichtskommissionen oder die
PUK konkurrenzieren würde. Beim jetzt vorliegenden Vorschlag habe der Nationalrat,

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.06.2022
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 01.01.24 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



der auf eine starke AoDel poche, lediglich eine kleine Modifikation vorgenommen,
indem er einen Bedarfsnachweis eingebaut habe. Die Minderheit sehe aber nicht ein,
weshalb es in einer ausserordentlichen Situation nicht einfach wie bisher möglich sein
soll, eine PUK einzusetzen.
Die Ratsmehrheit hielt in der Folge an ihrem ursprünglichen, von der
Kommissionsminderheit vertretenen Entscheid fest: Mit 24 zu 18 Stimmen lehnte der
Ständerat also die Schaffung einer AoDel erneut ab. Damit wird die Geschichte der
parlamentarischen Initiative also noch länger werden. 2

1) AB SR, 2021 S. 1139 ff.; AZ, NZZ, 2.12.21
2) AB SR, 2022 S. 448 ff.
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